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Antwort von Herrn Oettinger

im Namen der Kommission

(11.5.2011)

1. Die Kommission ist nicht in der Lage, einen ausführlichen Bericht über die Ereignisse in einer kerntechnischen Anlage in einem Drittland vorzulegen. 

Die Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO) hat jedoch eine hochrangige Ministerkonferenz über nukleare Sicherheit angekündigt, die vom 20. bis 24. Juni 2011 stattfinden wird. Ziel dieser Konferenz ist es, eine erste Bewertung des Unfalls in Fukushima sowie seiner Auswirkungen und Folgen vorzunehmen.

2 & 3. Die Wahl des Energiemixes fällt in die nationale Zuständigkeit. Nuklearenergie ist heutzutage die Hauptquelle für CO2-arme Stromerzeugung in der EU und spielt eine wichtige Rolle für die Reduzierung der Treibhausgasemissionen (THG). Der Fahrplan für eine kohlenstoffarme Wirtschaft bis 2050 wurde bereits veröffentlicht und der Energiefahrplan bis 2050 wird zurzeit erstellt. In beiden Fahrplänen werden künftige Möglichkeiten für den Energiemix ausgearbeitet, wobei auf alle verfügbaren wirtschaftlich optimierten, technologischen Optionen zurückgegriffen wird, damit die ehrgeizigen Ziele für die Senkung der THG‑Emissionen erreicht werden. Hierbei werden alternative Möglichkeiten in Betracht gezogen, was die Verfügbarkeit von Technologien betrifft. In diesem Zusammenhang ist die Kommission der Auffassung, dass in den kommenden Jahrzehnten alle Energiequellen mit geringen CO2‑Emissionen sowie auch ehrgeizige Energieeffizienzmaßnahmen notwendig sind, damit die EU die folgenden Herausforderungen bewältigen kann: Reduzierung der CO2‑Emissionen, Stärkung des Wettbewerbs und Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit bei gleichbleibend hohem Grad an Zuverlässigkeit des gesamten Systems.

4. Der Europäische Rat beauftragte die Kommission, den bestehenden EU-Rahmen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Sicherheit kerntechnischer Anlagen bis Ende 2011 zu überprüfen. Diese Überprüfung wird im Rahmen der geltenden EU-Vorschriften durchgeführt und vereint die Fachkenntnis der Mitgliedstaaten, der Kommission, des Europäischen Parlaments und sonstiger Akteure, einschließlich Regulierungsbehörden und Industrie, um so die bestmöglichen Resultate zu erhalten.

